
Mitgliederversammlung eine unabdingbare Voraus­
setzung für die richterliche Entscheidung über den An­
spruch des ausgeschiedenen Mitglieds ist, weil der Be­
schluß auch die „Termine und die Zahlungsweise“ fest­
legt (Ziff. 11).

Der Eigentumsvorbehalt deutet darauf hin, daß hier 
ein Beitritt „auf Probe“ beabsichtigt war, wobei zu­
gleich günstige Bedingungen für den Fall des Austritts 
geschaffen werden sollten. Das Gericht hätte also diese 
Frage einer sehr ernsten Prüfung unterziehen müssen, 
um solche Tendenzen zu unterbinden2).

Steht fest, daß im vorliegenden Fall das Pferd in 
die LPG eingebracht worden war, dann gehört es als 
Eigentum der LPG zu deren Vermögen. Die Behand­
lung des Bodens und des Inventars ist rechtlich unter­
schiedlich geregelt. Der eingebrachte Boden bleibt 
Eigentum des Genossenschaftsbauern; das Inventar 
wird mit der Einbringung Eigentum der LPG. Daraus 
ergibt sich auch die unterschiedliche Behandlung bei 
der Auseinandersetzung mit dem ausscheidenden Mit­
glied. Nach seinem Austritt hat der ehemalige Genos­
senschaftsbauer einen Anspruch auf Überlassung von 
Land „in gleicher Größe unter Berücksichtigung der 
Qualität“, und zwar zu Eigentum; hinsichtlich seines 
eingebrachten Inventars hat er nur einen Anspruch auf 
Geldausgleich. Die LPG ist nicht gehindert, dem Aus­
geschiedenen auch Inventarstücke zum Ausgleich zu 
überlassen. Wenn dies auch im Musterstatut nicht vor­
gesehen ist, so handelt es sich nach meiner Auffassung 
bei der Vorschrift des Abschn. III Ziff. 11 Musterstatut 
Typ III, soweit hier die Auseinandersetzung geregelt 
ist, um dispositives Recht3).

Das rechtliche Schicksal des Inventars ist also ein 
anderes als das des Bodens. Dabei ist es für das Schick­
sal des Inventars gleichgültig, ob es von dem Bauern 
zusammen mit Bodenreformland eingebracht worden 
ist oder nicht. In der Verkennung dieser Rechtslage 
liegt der entscheidende Fehler des Urteils des genann­
ten Bezirksgerichts. Es vertritt den Standpunkt, daß 
die Bodenkommission4) dann, wenn sie Bodenreform­
land überträgt, „damit auch das Schicksal des Inven­
tars bestimmt“. Das Urteil geht weiterhin davon aus, 
daß im Falle der Aufgabe des Bodenreformlandes, das 
sich in der LPG befindet, die Bodenkommission das 
Land neu vergeben kann. Die Verwaltung kann aber 
kein Land vergeben, das in die LPG eingebracht wor­
den ist, und zwar auch dann nicht, wenn es von seinem 
Eigentümer aufgegeben wurde.

Im Musterstatut ist unter Abschn. II Ziff. 5 bestimmt, 
daß aufgegebenes Bodenreformland der LPG „über­
tragen“ wird. Wenn hier von „Übertragung“ gesprochen 
wird, so ist dies nicht so zu verstehen, als ob es hierzu 
eines besonderen Aktes der Verwaltung im Sinne einer 
Besitzübertragung bedürfe. Das ergibt sich daraus, daß 
„mit der Einbringung des Bodens in die LPG die Besitz- 
und Nutzungsbefugnis völlig und prinzipiell unbefristet 
in die Hände der Genossenschaft übergeht“5 6). Die 
„Übergabe“ im Sinne des Statuts bedeutet also nichts 
anderes als Registrierung.

Es ergibt sich dann die weitere Frage, ob die 
Registrierung der LPG als Eigentümer oder als Rechts­
träger des Bodenreformlandes erfolgt. Die juristische 
Literatur hat sich m. W. mit dieser Frage noch nicht 
befaßt. In der Praxis hat es sich bereits eingebürgert, 
die LPG als Rechtsträger entsprechend den für volks­
eigene Grundstücke geltenden Grundsätzen einzutra­
gen. Bei der Umwandlung eines Betriebes der örtlichen 
Landwirtschaft in eine LPG wird das Bodenreformland 
der LPG zur unentgeltlichen Nutzung in Rechtsträger­
schaft übergeben.

2) ln diesen Fällen sind besonders die Ausführungen von 
Arlt über den Rechtscharakter des persönlichen Eigentums der 
LPG-Bauern zu beachten (NJ 1955 S. 468).

3) ich stimme Heuer (NJ 1955 S. 334) zu, daß die Muster­
statuten nicht lediglich eine Empfehlung der Regierung, son­
dern für die individuellen Statuten und die Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung verbindlich sind. Ich bin jedoch nicht 
der Meinung, daß alle Normen des Musterstatuts zwingendes 
Recht sind.

4) Nebenbei sei bemerkt, daß die Bodenkommissionen nicht 
mehr bestehen; ihre Funktionen haben die Räte der Bezirke 
und Kreise übernommen (vgl. AO vom 4. August 1954 — ZB1. 
S. 400, 460).

5) Heuer, NJ 1955 S. 336.
6) NJ 1955 S. 682.

Das Kreisgericht, dessen Urteil vom Bezirksgericht 
Magdeburg aufgehoben wurde, hatte also in der Sache 
richtig entschieden, wenn auch seiner Begründung nicht 
zugestimmt werden kann.

Die sozialistischen genossenschaftlichen Betriebe sind 
das Neue in unserer Landwirtschaft. Ihrer Entwicklung 
dient das neue Recht der LPG, wobei Normen des 
Zivilrechts nur in geringem Umfang ergänzend An­
wendung finden können. Man muß also zu völlig fal­
schen Schlüssen kommen, wenn man die Tatbestände 
des genossenschaftlichen Lebens an den Vorschriften 
des BGB zu messen versucht.

Typisch für eine solche Betrachtungsweise ist das un­
veröffentlichte Urteil des Kreisgerichts Altentreptow 
vom 28. September 1955 — CV 35/55. Hier wurde über 
einen Anspruch auf Lieferung von Naturalien ent­
schieden, den eine Genossenschaftsbäuerin gegen die 
LPG geltend machte. Die Klägerin hatte ihre Mitglied­
schaft in der LPG nicht gekündigt, sondern die Arbeit 
niedergelegt und war in einen anderen Kreis verzogen. 
Obwohl das Gericht die Klägerin im Urteil wegen 
disziplinlosen Verhaltens kritisierte, gab es dem An­
spruch statt. Das Urteil ist ein Beispiel dafür, wie das 
Prinzip der Verbindung von Rechten und Pflichten 
noch mißachtet wird.

Das Gericht hat unberücksichtigt gelassen, daß ein 
Beschluß der Mitgliederversammlung darüber, wie sich 
die LPG mit dem Mitglied auseinandersetzen will, noch 
nicht vorlag. Im Tatbestand des Urteils ist auch kein 
Wort darüber zu finden, ob die LPG das disziplinlose 
Verhalten der Klägerin zum Ar.laß genommen hat, sie 
auszuschließen. Obwohl das Gericht hervorhebt, daß 
„mit der Gründung unserer Landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften etwas völlig Neues entstan­
den“ sei, wird die Entscheidung ganz auf das BGB ab­
gestellt: der Eintritt in die LPG sei „ein Vertrag auf 
genossenschaftlicher Grundlage“; die Arbeitsnieder­
legung sei eine „Lösung des Vertrages mit der LPG 
ohne Kündigung“; „die der Klägerin übersandte Jah­
resabrechnung ist ein Schuldanerkenntnis i. S. der 
§§ 781 ff. BGB“; die LPG sei „verpflichtet, aus dem 
Vertragsverhältnis mit der Klägerin, das aus dem 
Statut der LPG folgt, ihren Verpflichtungen gegen­
über der Klägerin vollauf nachzukommen“.

Diese Zitate zeigen, wie notwendig es ist, sich mit 
dem Recht. der LPG, insbesondere mit dem Muster­
statut, wissenschaftlich zu beschäftigen.

An zwei Urteilen wurde hier gezeigt, welche Mängel 
in dieser Hinsicht noch bestehen. Es kann auch nicht 
genügen, das neue Recht zu studieren; um es richtig 
anwenden zu können und weiterzuentwickeln, muß 
man das Leben in der LPG selbst studieren. Es dürfte 
daher keinen Richter geben, der sich nicht auf dem 
Lande umsieht und auch an einer Mitgliederversamm­
lung der LPG teilnimmt. Hierdurch wird der Richter 
befähigt, das Neue zu erkennen und ein Urteil zu fällen, 
das die LPG fördert. Es ist sicherlich notwendig, daß 
die Justizorgane „im Rahmen der politischen Massen­
arbeit in den Landkreisen mehr als bisher solche The­
men behandeln, die geeignet sind, die Bevölkerung mit 
den Fragen der sozialistischen Umgestaltung vertraut 
zu machen“8). Die hier kritisierten Urteile lassen erken­
nen, daß es ebenso notwendig ist, in die LPG zu gehen, 
um von ihnen zu lernen.

Verleihung des Vaterländischen Verdienstordens
Aus Anlaß seines 50. Geburtstages wurde

Herrn Rechtsanwalt Dr. Friedrich Karl Kaul
der Vaterländische Verdienstorden in Silber verliehen. 
Dr. Kaul erhielt die hohe Auszeichnung als Zeichen der 
Anerkennung seiner außerordentlichen Verdienste im 
Kampf um die demokratische Einheit Deutschlands. 
Das Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands übersandte Dr. Kaul zum Geburtstag ein 
Glückwunschschreiben, in dem seine Verdienste, die er 
sich als unerschrockener Verteidiger von Friedens­
kämpfern und Patrioten vor westdeutschen und west­
berliner Gerichten und besonders als Prozeßbevoll­
mächtigter im KPD-Verbotsprozeß erworben hat, ge­
würdigt werden.
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